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Nicht immer müssen Politik und Gesetz-
geber Initiatoren für die Patientenrech-
te sein. In allen Bundesländern gibt es 
Gutachterkommissionen und Schlich-
tungsstellen für Arzthaftungsfragen, da-
mit Patienten, die sich durch ärztliche 
Handlungen geschädigt fühlen, eine gut-
achterliche Stellungnahme erhalten. Ein 
anderes Beispiel ist das 2005 gegründe-
te Aktionsbündnis Patientensicherheit. 
In ihr sind Vertreter der Gesundheits-
berufe, ihrer Verbände und der Patien-
tenorganisationen zusammengeschlos-
sen, um eine gemeinsame Plattform zur 
Verbesserung der Patientensicherheit in 
Deutschland aufzubauen. Patientenor-
ganisationen, Krankenhäuser, Fachge-
sellschaften, Berufsverbände, Selbstver-
waltung, Krankenkassen, Haftpflichtver-
sicherer, Hersteller und Beratungsfirmen 
sowie Einzelpersonen aus allen Berei-
chen des Gesundheitswesens arbeiten im 
Aktionsbündnis zusammen.

Die Liste ließe sich fortsetzen. Den-
noch zweifeln viele Menschen, dass sie 
als Patient eine starke Position im deut-
schen Gesundheitswesen besitzen. 
Die Bundearbeitsgemeinschaft (BAG) 
Selbsthilfe etwa hält weitere Reformen 
für erforderlich, damit gesetzlich Versi-
cherte zügigeren Zugang zu Diagnose- 
und Behandlungsmöglichkeiten erhal-
ten. Der G-BA, der über die Aufnahme 
medizinischer Leistungen in den Katalog 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
entscheidet, müsse stärker an Fristen ge-
bunden werden, forderte die BAG kürz-
lich und begrüßte zugleich den Vorstoß 
von Bundesgesundheitsminister Jens 
Spahn, der neue GKV-Leistungen ohne 
GBA-Beschluss durchsetzen möchte. 
Außerdem will die Organisation errei-
chen, dass Patientenvertreter stärker be- F

o
t

o
: 

A
d

o
b

e
 S

t
o

c
k

 d
id

e
si

g
n

P A T I E N T E N

Politik ohne 
Vertrauen? 
Patienten auf Augenhöhe: Nicht immer lässt sich dieses 

Ziel erreichen. Ob Reformen helfen, ist strittig.  

I
n der Theorie sind Patienten selbstbe-
wusst und kritisch und vertreten ihre 
Rechte auch gegenüber den Fachleuten 
im Gesundheitswesen. In der Realität 
gelingt das nicht jedem. „Oftmals füh-
len sich Patienten allein gelassen und 
verunsichert“, heißt es auf den Seiten 

des Bundesgesundheitsministeriums bei 
der Einleitung für das 2013 in Kraft getre-
tene Patientenrechtegesetz. Der Gesetzge-
ber hoffte damals, dass „ein informierter 
und mit ausreichenden Rechten ausge-
statteter Patient Arzt, Krankenkasse oder 
Apotheker auf Augenhöhe gegenübertre-
ten“ kann. Er sollte Angebote hinterfra-
gen, Leistungen einfordern und so dazu 
beitragen können, „dass ein wirkungsvol-
ler Wettbewerb im Gesundheitssystem 
stattfindet.“ Weil „unser Gesundheitswe-
sen diesem Anspruch nicht immer ge-
recht wird“, so das Ministerium, wurden 

Info 
Der Schlanfallring 
Schleswig-Holstein 
unterstützt Patien-
ten dabei, nach ei-
nem Schlaganfall mo-
tiviert an der eigenen 
Genesung zu arbeiten 
und bietet Hilfe zur 
Selbsthilfe. Weitere 
Informationen: www.
schlaganfall-ring.de 

mit dem Gesetz Rechte und Pflichten der 
Patienten im Behandlungsverhältnis zu-
sammenfassend geregelt. 

Es ist nur ein Beispiel von vielen An-
strengungen des Gesetzgebers, mit de-
nen man die Position der Patienten stär-
ken wollte:
 2004 wurde die Position der Beauf-

tragten der Bundesregierung für die 
Belange der Patienten geschaffen. Ak-
tuell besetzt ist sie mit der schleswig-
holsteinischen Ärztin Prof. Claudia 
Schmidtke (siehe Interview ab Seite 
8).

 Im Gemeinsamen Bundesausschuss 
(G-BA) nehmen zahlreiche Patienten-
vertreter aktiv ihr Mitberatungsrecht 
wahr.

 Die Unabhängige Patientenberatung 
Deutschland (UPD) soll kostenfreie 
Hilfe und Beratung bieten. 
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Volker Dornquast, Vorsitzender des Vereins Patientenom-
budsmann /-frau in Schleswig-Holstein: „Ärzte müssen Pati-
enten in die Lage versetzen, Entscheidungen zu treffen.“

teiligt werden, wenn Methoden ohne die 
bisher üblichen, oft langwierigen Prü-
fungen des Ausschusses Patienten errei-
chen sollen.

Dass Patienten keineswegs schon die 
Stellung im Gesundheitswesen haben, 
die sie sich selbst wünschen, zeigte auch 
eine Veranstaltung Ende 2018 in Kiel. 
Das vom Innovationsfonds geförderte 
Projekt am Universitätsklinikum Schles-
wig-Holstein (UKSH) zu shared decision 
making (sdm) wurde damals vorgestellt. 
Als Arzt Dr. Eckart von Hirschhau-
sen zur Auftaktveranstaltung Menschen 
über ihre Erfahrungen im Gesundheits-
wesen befragte, kamen ernüchtern-
de Antworten wie „Ohne Gesundheits-
coach sind ältere Patienten verloren.“ 
Hirschhausen sparte an diesem Tag wie 
berichtet nicht mit Kritik an den eigenen 
Kollegen: „Informierte Patienten werden 
von uns oft als lästig empfunden.“ Das 
sdm-Projekt erprobt, wie gemeinsame 
Entscheidungsfindung gelingen kann. 

Einer, der bei der Vorstellung des 
sdm-Projektes aufmerksam zugehört 
hat, ist Volker Dornquast. Der Vorsitzen-
de des Vereins Patientenombudsmann/-
frau Schleswig-Holstein beobachtet, dass 
es auch heute noch Patienten gibt, die 
Ärzten mit einer gewissen Unterwürfig-
keit und Gutgläubigkeit gegenübertre-
ten – ein nach seiner Ansicht nachvoll-
ziehbares Rollenverständnis, schließlich 
tritt der Patient mit dem Wunsch nach 
Heilung an den Arzt heran. Er hält diese 
Grundhaltung nicht für richtig, sondern 
wünscht sich kritische Patienten, die ge-
zielt nachfragen. Im Gespräch mit dem 
Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt be-
tont er aber auch: „Es hat sich schon vie-
les positiv entwickelt. Wir befinden uns 
auf einem guten Weg.“ 

Der Patientenombudsverein ver-
tritt seit über 20 Jahren die Belange von 
Patienten, Pflegebedürftigen und ih-
ren Angehörigen und wirkt vermittelnd 
bei Meinungsverschiedenheiten mit den 
Akteuren des Gesundheitswesens. Sein 
Erfolg basiert auf der breiten Basis sei-
ner Mitgliedsorganisationen: Neben 
dem Land Schleswig-Holstein sind Ge-
sundheitsinstitutionen wie Ärztekam-
mer, Kassenärztliche Vereinigung und 
Apothekerkammer, aber auch Kranken-
kassen, Krankenhäuser, Ärztenetze, Pfle-
geeinrichtungen und soziale Einrichtun-
gen Mitglieder im Verein. Das gewähr-
leistet, dass nicht einseitig Partei ergrif-
fen, sondern nach Lösungen gesucht 
wird. Nach Angaben von Dornquast ver-
halten sich die Ärzte in den Gesprächen 
mit den Ombudsleuten in aller Regel of-
fen und aufgeschlossen. 

Was aber muss passieren, damit die 
Entwicklung weitergeht? Dornquast rät 
dazu, keine übertriebenen Erwartungen 
zu wecken. „Das medizinische Wissen 
liegt bei den Ärzten. Als Besserwissen-
de haben sie die Aufgabe, Patienten über 

alle Schritte zu informieren und sie in 
die Lage zu versetzen, selbstständig Ent-
scheidungen zu treffen.“ Politik und Ge-
setzgeber sieht er in dieser Frage nicht 
gefordert. Weitere Reformen oder neue 
Gesetze sind für ihn nicht das Mittel der 
Wahl, um für eine stärkere Position der 
Patienten im deutschen Gesundheitssys-
tem zu sorgen. 

Ob Patienten Ärzten überhaupt auf 
Augenhöhe begegnen möchten, ist 
auch für Jürgen Langemeyer nicht pau-
schal zu beantworten. Der Vorsitzen-
de des Schlaganfallrings Schleswig-
Holstein sagt: „Es gibt Patienten, die 
sich dem Profi anvertrauen, ohne sich 
mit dem Gesundheitsproblem ausein-
andersetzen zu wollen. Das muss kein 
Nachteil sein. Ich halte das für eine 
Position, die legitim ist und die auch 
der traditionellen Entwicklung unse-F
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Info
Der Verein Patienten-
ombudsmann-/frau 
vertritt mit vier Pa-
tientenombudsleuten 
und einer Pflegeom-
budsfrau die Belange 
von Patienten, die un-
zufrieden sind mit Be-
handlung oder Pflege. 
Weitere Informatio-
nen: www.patienten-
ombudsmann.de 

res Gesundheitssystems entspricht.“ 
Was nicht bedeutet, dass sich Lange-
meyer nicht mehr Informationen für 
die Patienten wünscht, die sich stärker 
mit ihrer Erkrankung auseinanderset-
zen möchten. Im Gegenteil: Er sieht ein 
starkes Ungleichgewicht in der Bereit-
stellung von Informationen für Fach-
kreise und für Patienten. Beispiel Heil-
mittelwerbegesetz: Langemeyer muss-
te auf Kongressen, auf denen er einge-
laden war, über die Patientenposition 
zu berichten, schon den Saal verlassen, 
wenn es um Studienergebnisse aus der 
Arzneimittelforschung ging. „Wir er-
halten als Patienten keinen Zugang zu 
echten Qualitätsinformationen. Und 
dann wird uns vorgeworfen, dass wir 
mit Informationen, die wir über Goog-
le gefunden haben, in die Praxen kom-
men“, sagt Langemeyer. Er räumt zwar 
ein, dass viele Patienten die von ihm 
gewünschten Qualitätsinformatio-
nen nicht bewerten könnten, sagt aber 
auch: „Das ist kein Grund, sie uns vor-
zuenthalten.“

Ärzte hätten damit nach seiner 
Wahrnehmung kein Problem. Ver-
antwortlich sieht er die Politik: „Ge-
sundheitspolitik traut Patienten gene-
rell wenig zu. Das Klima, Patienten ak-
tiv einzubeziehen, ist nicht da“, lautet 
seine Erfahrung nach mehreren Jah-
ren als Vertreter einer Organisation, 
die sich ihre Position im Gesundheits-
wesen mühsam erarbeiten musste. Dies 
zeigt sich nach seinen Angaben auch 
bei Förderprogrammen. So sind etwa 
für den Versorgungssicherungsfonds 
des Landes Patientenorganisationen 
nicht antragsberechtigt. Oder bei der 
Selbsthilfeförderung: Hier hat der Ge-
setzgeber festgelegt, dass Krankenkas-
sen darüber entscheiden, welche Orga-
nisationen der Patienten gefördert wer-
den. Langemeyers Fazit fällt deshalb 
ernüchternd aus: „Patienten werden 
noch immer zu wenig einbezogen.“ 

Dirk Schnack

„Das Klima, Patienten einzubeziehen, ist nicht da“: Jürgen Langemeyer, Vorsitzender des Schlaganfallrings Schleswig-
Holstein, hält eine stärkere Position der Patienten im Gesundheitswesen für möglich. 


